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Entscheidungserhebliche Gründe

zum Beschluss des Bewertungsausschusses nach § 87 Abs. 1
Satz 1 SGB V in seiner 425. Sitzung am 21. August 2018 zu
Empfehlungen gemäß § 87a Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 SGB V und
§ 87a Abs. 5 Satz 7 SGB V i. V. m. § 87a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 SGB
V mit Wirkung zum 1. Januar 2019

1. Rechtsgrundlage

Der Bewertungsausschuss beschließt gemäß § 87a Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 SGB V Emp-
fehlungen zur Bestimmung von nach § 87a Abs. 3 Satz 5 SGB V außerhalb der morbi-
ditätsbedingten Gesamtvergütungen zu vergütenden vertragsärztlichen Leistungen
sowie gemäß § 87a Abs. 5 Satz 7 SGB V Empfehlungen zur Anpassung des Behand-
lungsbedarfs aufgrund von Veränderungen von Art und Umfang der ärztlichen Leistun-
gen gemäß § 87a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 SGB V.

2. Regelungsinhalte und Regelungshintergründe

Der Beschluss enthält Empfehlungen gemäß § 87a Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 SGB V sowie
§ 87a Abs. 5 Satz 7 SGB V i. V. m. § 87a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 SGB V zur Vergütung
vertragsärztlicher Leistungen außerhalb der morbiditätsbedingten Gesamtvergütungen.
Diese Empfehlungen schreiben die zuletzt vom Erweiterten Bewertungsausschusses
gemäß § 87 Abs. 4SGB V in seiner 52. Sitzung am 19. September 2017 für das Jahr
2018 vorgegebene Abgrenzung - unter Berücksichtigung erforderlich gewordener Ak-
tualisierungen (z. B. durch Aufnahme neuer Leistungssegmente) - fort.

Zur Klarstellung wurde im Beschluss der Hinweis aufgenommen, dass bestehende
Beschlüsse des Bewertungsausschusses, die eine Änderung der Zuordnung von Leis-
tungen oder Leistungsbereichen zur EGV oder MGV im Jahr 2018 oder zu einem spä-
teren Zeitpunkt vorsehen, hiervon unberührt bleiben. Das gleiche gilt für in
bestehenden Beschlüssen des Bewertungsausschusses vorgesehene Überprüfungs-
aufträge zur Änderung der Zuordnung von Leistungen zur EGV oder MGV.

Die Anlage zu diesem Beschluss enthält eine aktualisierte Leistungssegmentierung zur
Abgrenzung der Leistungen des morbiditätsbedingten Behandlungsbedarfs.

3. Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt mit Wirkung zum 1. Januar 2019 in Kraft.
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